Preußiſche Gefeßfammlung 


„ N. oo 


(Jr. 10870.) Geſetz über Maßnahmen zur Stärkung des Deutſchtums in den Provinzen 
Weſtpreußen und Poſen. Vom 20. März 1908. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

i Artikel J. 

Das Geſetz, betreffend die Beförderung deutſcher Anſiedlungen in den 
Provinzen Weſtpreußen und Poſen, vom 26. April 1886 (Geſetzſamml. S. 131) 
in der Faſſung, die es durch die Geſetze vom 20. April 1898 Geſetzſamml. 
S. 63) und vom 1. Juli 1902 Geſetzſamml. S. 234) erhalten hat, wird wie 
folgt geändert: 

1. Der im § 1 der Staatsregierung zur Verfügung geſtellte Fonds wird um 
200 Millionen Mark erhöht, von denen 75 Millionen zur Umwandlung 
bäuerlicher Güter in Anſiedlungsrentengüter und zur Förderung der Seß— 
haftmachung von Arbeitern auf dem Lande zu verwenden ſind. 

2. Im § 1 wird 

im Abſ. 1 Nr. 1 das Wort „käuflich“ geſtrichen, 

im Abf. 1 Nr. 2 an Stelle des Wortes „angekauften“ das Wort 
„erworbenen“ geſetzt, 

im Abſ. 2 das Wort „käuflichen“ geſtrichen, 

der letzte Satz des Abſ. 1 durch folgenden Satz erſetzt: 

Auch die Bildung größerer Reſtgüter iſt zuläſſig. 

3. Im § 1 Abſ. 1 wird hinter Nr. 1 eingefügt: 
la. die Anſiedlung von ſelbſtändigen deutſchen Arbeitern auf größeren 

Rentengütern ($ 7a) und auf anderen größeren Gütern durch Prämien 
zu fördern. 

4. Hinter § 7 wird folgender § 7a eingefügt: 

Der Staatsregierung wird ein Fonds von 50 Millionen Mark 
zur Verfügung geſtellt, um größere Güter mit der Beſtimmung zu er⸗ 
werben, fie im ganzen oder geteilt als Rentengüter ($$ 3 bis 7) gegen 
vollſtändige Schadloshaltung des Staates zu veräußern. 
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Im $ 8 wird in der Klammer hinter „§ 2“ eingefügt: „und § 7al, 
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6. Der § 9 wird aufgehoben. 

7. Im § 10 wird ſtatt „§§ 1 und 2“ geſetzt: „§§ 1, 2, Tall, 
8. Im § 11 wird 


Veräußerungen“ und ſtatt „angekauften“ geſetzt: „erworbenen“, 
im Abſ. 2 hinter „§ 1“ eingefügt: „und im $ Tall, 
a) Im § 12 Abſ. 1 wird ſtatt „§ 9“ geſetzt: „Artikel III“. 
b) § 12 Abf. 2 erhält folgenden Zuſatz: 


ss 


im Abf. 1 ſtatt „Ankäufe und Verkäufe“ geſetzt: „Erwerbungen und 


Der Kommiſſion ſollen zwei Mitglieder angehören, von denen je 


eins auf Grund einer mindeſtens drei Perſonen enthaltenden Vor⸗ 
ſchlagsliſte der Landwirtſchaftskammern für die Provinzen Poſen und 
Weſtpreußen ernannt wird. 
Das Regulativ, welches den Geſchäftskreis und die Befugniſſe der 
Kommiſſion regelt, iſt dem Landtage zur Kenntnis mitzuteilen. 
10. Hinter § 12 werden folgende Vorſchriften angefügt: 
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Dem Staate wird das Recht verliehen, in den Bezirken, in denen 
die Sicherung des gefährdeten Deutſchtums nicht anders als durch 
Stärkung und Abrundung deutſcher Niederlaſſungen mittels Anſied⸗ 
lungen ($ 1) möglich erſcheint, die hierzu erforderlichen Grundſtücke in 
einer Geſamtfläche von nicht mehr als fiebzigtaufend Hektaren nötigen⸗ 
falls im Wege der Enteignung zu erwerben. 
Ausgeſchloſſen iſt die Enteignung 
a) von Gebäuden, die dem öffentlichen Gottesdienſte gewidmet 
find, und von Begräbnisſtätten 
b) von Grundſtücken, die im Eigentume von Kirchen und von 
Religionsgeſellſchaften, denen Korporationsrechte verliehen 
ſind, ſtehen, ſofern der Eigentumserwerb vor dem 26. Fe⸗ 
bruar 1908 vollendet war; 
c) von Grundſtücken, die im Eigentume von Stiftungen, die 
als milde ausdrücklich anerkannt ſind, ſtehen, ſofern der 
Eigentumserwerb vor dem 26. Februar 1908 vollendet war. 


§ 1A. 
Für die Enteignung gelten die folgenden Vorſchriften: 


§ 15. 
Die Anſiedlungskommiſſion bezeichnet durch Beſchluß das Grund⸗ 


ſtück, das auf Grund des verliehenen Enteignungsrechts erworben 
werden ſoll. f 
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Der Beſchluß iſt dem Eigentümer des abzutretenden Grundſtict 
durch Zuſtellung, im übrigen durch das Amtsblatt der Regierung be⸗ 
kannt zu ache : 

§ 16. 

Gegen den Beſchluß der Anſiedlungskommiſſion kann der Eigen⸗ 
tümer und jeder, dem in Anſehung des Grundſtücks ein Recht zuſteht, 
Beſchwerde erheben. 

Die Beſchwerde muß innerhalb zwei Wochen nach erfolgter Be⸗ 
kanntmachung bei dem Vorſitzenden der Anſiedlungskommiſſion eingelegt 
werden. 

Über die Beſchwerde entſcheiden der Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten, der Miniſter des Innern und der Finanz⸗ 
miniſter. 

917. 

Die Enteignung erſtreckt ſich auf das Zubehör des Grundſtücks, 
wenn nicht ein anderes vereinbart wird. Auf Verlangen des Eigen⸗ 
tümers iſt das zur Bewirtſchaftung des enteigneten Grundſtücks nicht 
unbedingt erforderliche Zubehör von der Enteignung auszuſchließen. 
a Gleiche gilt von einer auf dem Grundſtücke gehaltenen Stamm⸗ 
herde. 

5 Rechte an dem Grundſtücke ſind von der Enteignung ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn der Staat die Ausſchließung beantragt. Gegenüber 
einem Pächter oder Mieter des Grundſtücks iſt der Staat berechtigt, 
an Stelle des Verpächters oder Vermieters in das Vertragsverhältnis 
einzutreten; macht er von dieſem Rechte Gebrauch, ſo finden die für 
den Fall der freiwilligen Veräußerung geltenden e ſinngemäß 
Anwendung. 

$ 18. 

Die Enteignung geſchieht gegen vollſtändige Entschädigung! in Geld. 

Für die Entſchädigung gelten die Vorſchriften der $$ 8 bis 11, 
13 des Geſetzes über die Onfeigyung von Grundeigentum vom 11. Juni 
1874 (Geſetzſamml. S. 221), und zwar des § 9 Abſ. 1 unter Wegfall 
der Worte: 

wenn das Grundſtück durch die Abtretung ſo zerſtückelt werden 

würde, daß das Reſtgrundſtück nach ſeiner bisherigen Beſtimmung 

nicht mehr zweckmäßig benutzt werden kann. 

Haben die im § 11 des Enteignungsgeſetzes bezeichneten Neben⸗ 
berechtigten ihr Recht erſt erworben, nachdem dem Eigentümer der 
Beſchluß ($ 15) zugeſtellt worden iſt, fo ſteht ihnen ein Anſpruch auf 
Entſchädigung nicht zu, es ſei denn, daß ihnen u Aus zur Zeit 
des Erwerbs unbekannt war. 


§ 19. 


Auf die Feſtſtellung der Entſchädigung finden die Vorſchriften 


der $$ 24 bis 30 des Enteignungsgeſetzes mit folgenden Maßgaben 
ſinngemäß Anwendung: 


1. Der Antrag auf Feſtſtellung der Entſchädigung ($ 24 des Ent⸗ 
eignungsgeſetzes) iſt ſchon vor der Erledigung des Beſchwerde⸗ 
verfahrens zuläſſig. 

2. Die Erklärungen des Eigentümers und des Staates über die 
Ausübung der ihnen nach § 17 Abſ. 1 Satz 2, 3, Abſ. 2 zu⸗ 
ſtehenden Befugniſſe ſind dem Kommiſſare gegenüber ſpäteſtens in 
dem Termine ($ 25 des Enteignungsgeſetzes) abzugeben. 

3. In dem Gutachten (§ 28 des Enteignungsgeſetzes) iſt der Zu⸗ 
ſtand des Grundſtücks und des Zubehörs genau feſtzuſtellen. 

4. In dem Beſchluſſe des Bezirksausſchuſſes ($ 29 des Enteignungs- 
geſetzes) müſſen genaue Angaben darüber enthalten ſein, welcher 
Zuſtand des Grundſtücks und des Zubehörs bei der Feſtſtellung 
der Entſchädigung zu Grunde gelegt iſt. Auch iſt darin aus⸗ 
zuſprechen, welche Rechte an dem Grundſtücke von der Enteignung 


ausgeſchloſſen find, und ob der Staat in ein beſtehendes Pacht- 


oder Mietverhältnis eintritt ($ 17 Abſ. 2). 


3 § 20. 

Die Enteignung des Grundſtücks wird auf Antrag des Vor—⸗ 
ſitzenden der Anſiedlungskommiſſion von dem Bezirksausſchuß aus⸗ 
geſprochen, wenn nachgewieſen iſt, daß die vereinbarte oder feſtgeſtellte 
Entſchädigungsſumme (8 26, 29 des Enteignungsgeſetzes) rechtsgültig 
gezahlt oder hinterlegt iſt. 

Die Enteignungserklärung ſchließt die Einweiſung in den Beſitz 
in ſich. 
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Bei der Vollziehung der Beſitzeinweiſung hat ein von dem Re⸗ | 


gierungspräſidenten ernannter Kommiſſar unter Zuziehung von Sad) 
verſtändigen feſtzuſtellen, inwieweit an dem Grundſtück und dem Zubehöre 


ſeit der Erſtattung des Gutachtens Anderungen eingetreten ſind, die 


eine Berichtigung des Beſchluſſes über die Entſchädigung erforderlich 


machen. Über die Berichtigung beſchließt der Bezirksausſchuß. 
Der Beſchluß iſt vorläufig vollſtreckbar. 


Die Vorſchriften der §§ 26, 30 des Enteignungsgeſetzes finden 


ſinngemäß Anwendung. 


— 


§ 22. 

Die Vollziehung und die Wirkungen der Enteignung richten ſich 
im übrigen nach den §§ 33, 36 bis 38, 44 bis 49 des Enteignungs⸗ 
geſetzes und den Artikeln 35 bis 41 des Ausführungsgeſetzes zum Reichs⸗ 
geſetz über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 
23. September 1899 (Geſetzſamml. S. 291). 

Desgleichen finden die allgemeinen Beſtimmungen der $$ 39, 
41 bis 43 des Enteignungsgeſetzes Anwendung. 

Bei bewohnten Grundſtücken muß dem abziehenden Eigentümer 
eine angemeſſene, nicht unter drei Monaten zu bemeſſende Friſt zur 
Räumung des Wohnhauſes durch die Anſiedlungskommiſſion beſtimmt 
werden. 

Artikel II. 
Der Artikel II des Geſetzes, betreffend Maßnahmen zur Stärkung des 
Deutſchtums in den Provinzen Weſtpreußen und Poſen, vom 1. Juli 1902 
Geſetzzamml. S. 234) wird wie folgt geändert: 


1. Der im § 1 der Staatsregierung zur Verfügung geſtellte Fonds wird um 
25 Millionen Mark erhöht. 
2. Der § 1 erhält folgenden Zuſatz: 
Rückeinnahmen fließen dem Fonds wieder zu. 
3. Der § 2 wird aufgehoben. 


Artikel III. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach Artikel I. 
Nr. 1 und 4 und nach Artikel II Nr. 1 erforderlichen Summen Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen auszugeben. An Stelle der Staatsſchuldverſchreibungen können 
vorübergehend Schatzanweiſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt 
in den Schatzanweiſungen anzugeben. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die 
Mittel zur Einlöſung dieſer Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatz⸗ 
anweiſungen und von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
zu beſchaffen. Die Schatzanweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von fällig 
werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem Fälligkeits⸗ 
termine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere 
darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden 
Schatzanweiſungen aufhört. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuße, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatzan⸗ 
weiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter. 
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Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen, (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 
1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, (Geſetzſamml. S. 43) und des 
Geſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die 
Eiſenbahnverwaltung, (Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. a 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 20. März 1908. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt von Bülow. von Bethmann Hollweg. von Tirpitz. 
Freiherr von Rheinbaben. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 
von Arnim. von Moltke. Dr. Holle. Sydow. 
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